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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit befaßt sich mit einer Problematik, die mit zuneh-
mender Internationalisierung der Wirtschaft (Stichwort „Globalisierung") ver-
stärkt an Relevanz gewinnen wird. Die in der Betriebswirtschaftslehre  so häu-
fig geforderte  Marktnähe wird dazu führen, daß Gesellschaften ihr Manage-
ment verstärkt direkt an den Orten ihres Hauptabsatzgebietes oder ihres 
Hauptproduktionsstandortes verlegen. Damit kann unter Umständen aber auch 
ein Wechsel des Verwaltungssitzes bzw. der Geschäftsleitung verbunden sein. 
Genau dieses Phänomen des Auseinanderfallens von Satzungssitz und Ver-
waltungssitz bzw. Geschäftsleitung wird mit dem Begriff  der „grenzüber-
schreitenden Kapitalgesellschaft" umschrieben. 

Die grenzüberschreitende Kapitalgesellschaft ist als Untersuchungsgegen-
stand von besonderem Interesse, da sie an den Schnittstellen von Steuer- und 
Privatrecht angesiedelt ist. Gerade das Verhältnis von Internationalem Steuer-
recht und Internationalem Privatrecht steht bei der Beantwortung der Frage 
nach der Steuersubjektfähigkeit im Mittelpunkt der Überlegungen. Das Ver-
hältnis beider Gebiete zueinander wird aber schon seit langem intensiv disku-
tiert. 

Es verwundert daher nicht, daß die grenzüberschreitende Kapitalgesell-
schaft und ihre Steuersubjektqualifikation in der Steuerliteratur Gegenstand 
intensiver und kontroverser Diskussionen ist. Eine „herrschende Meinung" 
konnte sich bis jetzt jedoch noch nicht herauskristallisieren, vielmehr stehen 
sich zwei Ansichten unvereinbar gegenüber. 

Erst mit der Entscheidung des Bundesfinanzhofes  im Jahre 1992 zu diesem 
Thema hat sich die Auseinandersetzung beruhigt. Dies muß jedoch um so 
mehr erstaunen, als dieses Urteil in seiner Argumentation nicht konsequent 
ist, sondern teilweise von inneren Widersprüchen gekennzeichnet ist. Auch 
läßt es eine systematische Fundierung vermissen, die auf den Grundprinzipien 
des deutschen und des Internationalen Steuerrechts aufbaut. Das letzte Wort 
kann deshalb auch von Seiten des BFH noch nicht gesprochen sein. 

Die Arbeit versucht nun, die Defizite des BFH in seiner Urteilsfindung zu 
beheben, in dem das Problem der grenzüberschreitenden Kapitalgesellschaft 
aus dem System der Subjektqualifikation im Einkommen- und Körperschaft-
steuerrecht heraus untersucht wird. Dafür gilt es aber zunächst, allgemeine 
Grundsätze der Auslegung für die Steuersubjektqualifikation herauszubilden, 
die dem internationalen und dem nationalen Steuerrecht entstammen können. 
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NJW = Neue Juristische Wochenschrift  (Zeitschrift) 
Nr. = Nummer 
NvWZ = Neue Zeitschrift  für Verwaltungsrecht 
NWB = Neue Wirtschaftsbriefe  (Zeitschrift) 
OECD-ΜΑ = Revidiertes OECD-Muster für Doppelbesteuerungsabkommen 

vom 11. April 1977 
oHG = offene  Handelsgesellschaft 
OLG = Oberlandesgericht 
ο. V. = ohne Verfasserangabe 
RabelsZ = Rabeis Zeitschrift  für ausländisches und internationales Privat-

recht 
RdNr. = Randnummer 
RFH = Reichsfinanzhof 
RFHE = Sammlung der Entscheidungen und Gutachten des Reichs-

finanzhofs 
RIW = Recht der Internationalen Wirtschaft  (Zeitschrift) 
Rz. = Randziffer 
S. = Satz; Seite 
Slg. = Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäi-

schen Gemeinschaften 
sog. = sogenannte(n) 
Sp. = Spalte 
StAnpG = Steueranpassungsgesetz 
StBJb = Steuerberater-Jahrbuch 
StBp = Die steuerliche Betriebsprüfung  (Zeitschrift) 
SteuerStud = Steuer und Studium (Zeitschrift) 
StuW = Steuer und Wirtschaft  (Zeitschrift) 
stv. = stellvertretend 
StVj = Steuerliche Vierteljahresschrift 
Tab. = Tabelle 
Tz. = Textziffer 
u. = und 
u. a. = und andere; unter anderem 
überarb. = überarbeitet(e) 
UmwG = Gesetz über die Umwandlung von Kapitalgesellschaften 
UmwStG = Gesetz über die steuerlichen Maßnahmen bei Änderung der Un-

ternehmensform 
v. = vor 

2 Herz 
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VAG = Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmen (Versicherungsaufsichtsgesetz) 

vgl. = vergleiche 
Vorbem. = Vorbemerkung 
WG = Wechselgesetz 
WPg = Die Wirtschaftsprüfung  (Zeitschrift) 
z. B. = zum Beispiel 
ZfbF = Zeitschrift  für betriebswirtschaftliche  Forschung 
ZGR = Zeitschrift  für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht 
ZHR = Zeitschrift  für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht 
Ziff.  = Ziffer 
zit = zitiert 
ZPO = Zivilprozeßordnung 



Einleitung 

1. Problemstellung 

Das Problem der sog. grenzüberschreitenden Kapitalgesellschaften ist seit 
Mitte der achtziger Jahre zu einem immer häufiger diskutierten Thema in der 
steuerrechtlichen Literatur geworden, zu dem sich bis heute noch kein ein-
heitlicher Meinungsstand herausgebildet hat. Vielmehr weichen die Auffas-
sungen über die steuerliche Subjektqualifikation dieser Gebilde mehr denn je 
voneinander ab. Die Meinungen reichen hier von rein auf die zivilrechtlichen 
Vorgaben des Internationalen Privatrechts abstellende Lösungen bis hin zu 
einer ausschließlich an steuerlichen Kriterien orientierten Einstufung. Dane-
ben gibt es aber auch noch eine Reihe von vermittelnden Lösungsvorschlägen, 
die einen Mittelweg zwischen diesen beiden Extrempositionen einschlagen 
wollen. 

Der Auslöser für die Diskussion war der Erlaß der Finanzverwaltung zu 
den sog. britischen non resident limited companies aus dem Jahre 1985,1 der 
zu einer heftigen Kontroverse über die Behandlung der grenzüberschreitenden 
Kapitalgesellschaften führte. Im Jahre 1986 hatte sich erstmals die Finanzge-
richtsrechtsprechung mit dieser Problematik auseinanderzusetzen. Das Fi-
nanzgericht Düsseldorf hat eine luxemburgische Kapitalgesellschaft mit deut-
scher Geschäftsleitung als Personengesellschaft im Sinne des § 15 Abs. 1 
Nr. 2 EStG qualifiziert.2 Das Gericht stützte sein Ergebnis auf die strikte zivil-
rechtliche Anknüpfung der Körperschaftsteuerpflicht  in § 1 Abs. 1 KStG. Der 
Bundesfinanzhof  hob dieses Urteil mit seiner Entscheidung vom 23.6.1992 auf 
und stufte diese Personenvereinigung als Körperschaftsteuersubjekt  im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG ein.3 Das Urteil löste in der Literatur heftige Reak-
tionen aus, die durchweg von allen Seiten durch Ablehnung gekennzeichnet 
waren.4 

Die besondere steuerrechtliche Problematik der grenzüberschreitenden Ka-
pitalgesellschaften liegt in ihrer besonderen Struktur begründet. Unter grenz-

1 Vgl. FinBeh. Hamburg, Erlaß v. 15.1.1985, DB 1985 S. 285. 
2 Vgl. FG Düsseldorf  v. 6.11.1986, EFG 1987 S. 202. 
3 Vgl. Β FH v. 23.6.1992, BStBl 1992 Π S. 972. 
4 Vgl. etwa Ebenroth, C. / Auer, T., RIW 1992 S. 998 (1004 ff.);  dies., GmbHR 

1994 S. 16 (24 ff.);  Großfeld, B. / Luttermann, C., IPrax 1993 S. 229 (230 ff.); 
Knobbe-Keuk, B., DB 1992 S. 2070 (2070 ff.). 

2* 
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überschreitenden Kapitalgesellschaften werden solche Kapitalgesellschaften 
verstanden, die nach dem Recht eines Staates als rechtsfähige Kapitalgesell-
schaften gegründet wurden, die entweder die Geschäftsleitung bzw. den Ver-
waltungssitz oder den Satzungssitz in einen anderen Staat verlegen.5 Der sta-
tutarische Sitz bzw. der Satzungssitz und der tatsächliche Sitz liegen also in 
zwei verschiedenen Staaten, wobei die Gesellschaft ihren statutarischen Sitz 
oder der Verwaltungssitz bzw. den Ort der Geschäftsleitung im Inland oder im 
Ausland haben kann. Beide Fälle sollen im Rahmen dieser Arbeit untersucht 
werden. 

Allein schon im Zivilrecht ist die Behandlung dieser Gesellschaften um-
stritten, da im Internationalen Privatrecht zwei Theorien vertreten werden, die 
zu völlig konträren Ergebnissen führen. Während die sog. Gründungstheorie 
von einem Weiterbestehen solcher Gesellschaften ausgeht, führt die Anwen-
dung der wohl nach h.M. in Deutschland gültigen Sitztheorie zu dem Ergeb-
nis, daß die Kapitalgesellschaft ihre Rechtsfähigkeit und damit ihre Existenz 
als juristische Person verliert. Dieser international-privatrechtliche Theorien-
streit setzt sich auch im Steuerrecht fort. Da § 1 Abs. 1 KStG alternativ an 
eine inländische Geschäftsleitung oder einen inländischen Satzungssitz an-
knüpft, wären diese "Kapitalgesellschaften" grundsätzlich der inländischen 
Körperschaftsteuerpflicht  unterworfen.  Andererseits knüpft § 1 Abs. 1 KStG 
an die inländischen Rechtsformen an, wobei insbesondere mit Rechtsfähigkeit 
ausgestattete Personenvereinigungen erfaßt werden. Gerade aber die Sitztheo-
rie verweigert diesen Gesellschaften den Status der Rechtsfähigkeit. 

Trotz der vielfältigen Äußerungen in der Literatur ist die Diskussion noch 
zu keinem abschließenden Ergebnis gekommen. Auch nach dem Urteil der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung ergeben sich noch immer Zweifel an der 
Behandlung grenzüberscheitender Kapitalgesellschaften, wie die Äußerung 
von Großfeld / Luttermann deutlich zum Ausdruck bringt. "In dieser Frage ist 
wohl noch nicht das letzte Wort gesprochen. Gespannte Erwartung ist der 
künftigen BFH-Rechtsprechung zur körperschaftsteuerlichen  Behandlung 
ausländischer Gesellschaften mit Geschäftsleitung im Inland sicher."6 

Gerade aber auch die fortschreitende Internationalisierung der Wirtschaft 
wird die Problematik der grenzüberschreitenden Kapitalgesellschaften auch 
zunehmend in den Vordergrund des praktischen Interesses rücken. Der Prozeß 

5 Als Pendants zu grenzüberschreitenden Kapitalgesellschaften werden im Rahmen 
dieser Arbeit die Begriffe  der inländischen und der ausländischen Gesellschaften ver-
wendet. Diese zeichnen sich dadurch aus, daß sich bei beiden der Sitz und die Ge-
schäftsleitung in ein und demselben Staat befinden. Bei inländischen Gesellschaften 
sind die örtlichen Anknüpfungspunkte im Inland belegen, bei ausländischen Gesell-
schaften dementsprechend im Ausland. 

6 Großfeld, B. / Luttermann, C., IPrax 1993 S. 229 (231); in diesem Sinne auch 
Knobbe-Keuk, B., DB 1992 S. 2070 (2071). 
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der wachsenden internationalen Gesellschaftsverflechtung  insbesondere in der 
EU verlangt daher geklärte und klare Rechtsmaßstäbe.7 

2. Zielsetzung der Untersuchung 

Aus der eben kurz skizzierten Problemstellung ergibt sich die Aufgabe und 
die Zielsetzung der Arbeit; es gilt die grenzüberschreitenden Kapitalgesell-
schaften in den Dualismus Einkommensteuer und Körperschaftsteuer  einzu-
ordnen. Fragen der Subjektqualifikation im Rahmen von Doppelbesteuerungs-
abkommen werden hier grundsätzlich ausgeklammert. Die sich aus der Sub-
jektqualifikation im einzelnen ergebenden Konsequenzen für die weitergehen-
de Besteuerung, wie etwa Fragen im Rahmen von § 17 EStG, der Liquidati-
onsbesteuerung nach §§11 ff  KStG etc., werden ebenfalls nicht untersucht, es 
sei denn, sie können unmittelbar zur Lösung des Qualifikationsproblems selbst 
beitragen. 

Zur Erreichung der vorgegebenen Zielsetzung ist es zunächst erforderlich, 
das geltende System der Besteuerung des Einkommens von Gesellschaften zu 
bestimmen, um so die grenzüberschreitenden Kapitalgesellschaften einer sy-
stematischen Lösung zuführen zu können. Aufgrund der ausländischen Ele-
mente, die zwangsläufig mit diesen Gesellschaften verbunden sind, ist es er-
forderlich,  die Systematik der Qualifikation in- und ausländischer Gesell-
schaften zu untersuchen, d.h. es sind Fragen der unbeschränkten und der be-
schränkten Steuersubjektqualifikation zu beantworten. Zunächst soll hier die 
herrschende Meinung zu dieser Thematik herausgearbeitet und dargestellt 
werden. Auf dieser so gewonnenen Basis gilt es Auslegungsgrundsätze für die 
grenzüberschreitenden Kapitalgesellschaften zu entwickeln, die insbesondere 
auch dem ausländischen Bezug gerecht werden können. Andererseits müssen, 
um zu einer systematischen Lösung zu gelangen, auch die Gründe für die 
Behandlung von Gesellschaften im System der Einkommensbesteuerung eru-
iert werden, um so Kriterien für die Qualifikation gewinnen zu können. Hier-
für ist auf die Grundprinzipien des Steuerrechts abzustellen. Anhand dieser 
Kriterien bzw. Prinzipien soll die grenzüberschreitende Kapitalgesellschaft in 
das System eingeordnet werden, so wie es sich nach h.M. darstellt. 

3. Gang der Untersuchung 

Zunächst gilt es den im Rahmen dieser Arbeit notwendigen "Bezugsrah-
men" zu schaffen.  Im Grundlagenteil werden daher die verschiedenen Teil-
rechtsordnungen, die für die Beurteilung der grenzüberschreitenden Kapital-

7 Vgl. Debatin, H., GmbHR 1991 S. 164 (170). 


